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Die Spannung eines Thrillers konnte der deutsche Wahlkampf sicherlich nicht mit sich bringen,
insbesondere, wenn man sich das Kopf-an-Kopf-Rennen der Stimmenauszählung in den USA in
Erinnerung ruft. Dennoch, hätte man vor 6 Monaten gesagt, dass die SPD mit dem eher
unscheinbaren Olaf Scholz das Rennen macht, so hätten viele gelacht. Und viele, sicherlich nicht nur
AnhängerInnen der Union, fragen sich: Wie konnte das passieren? Dies wollen wir im Folgenden
näher erläutern und gleichzeitig betrachten, was die Wahlergebnisse für die Arbeiter:innenklasse
bedeuten.

Weltlage und 16 Jahre Merkel

Die aktuelle Wahl lässt sich nicht verstehen, wenn wir nicht einen kurzen Blick in die Vergangenheit
werfen. Denn in den 16 Jahren, in denen Angela Merkel das Land regiert hat, hat sich viel verändert.
Wenn die bürgerlichen Medien ihre Regierungszeit Revue passieren lassen, dann fällt vor allem ein
Wort häufig: Stabilität. Das kommt nicht von ungefähr. Nach der Finanzkrise 07/08 und der darauf
folgenden tiefen Rezession konnte sich der deutsche Imperialismus relativ schnell erholen.

Verglichen mit anderen Ländern ging es schnell bergauf dank der Konkurrenzfähigkeit des
Exportkapitals und Vorarbeit durch die Agenda 2010. In der EU wurde an Griechenland ein Exempel
statuiert, das zum sozialen Ausbluten der griechischen Bevölkerung führte. Merkel wurde so
verdientermaßen zum Hassobjekt in Südeuropa. Im Inneren setzte sie auf SozialpartnerInnenschaft
und gemeinsame Regulierung der Krise mit den Gewerkschaften, um die Exportindustrie rasch
wieder flottzubekommen. So konnte sie als erfolgreiche Krisenmanagerin und sich Kümmernde
auftreten. International war es zu diesem Zeitpunkt noch möglich, auf Gipfeln wie dem G7 die
Kosten der Krise gemeinsam zu verwalten.

Die Folgen der Krise machten sich in Deutschland erst später bemerkbar. In jedem Fall stärkte die
Niederlage der ArbeiterInnenklasse in Griechenland das deutsche Kapital – und die zentrifugalen
Tendenzen in der EU. Doch die EU- und noch viel mehr die sog. Flüchtlingskrise verschärften auch
die Gegensätze im bürgerlichen Lager. Mit dem Rechtsruck kam der Aufstieg der rassistischen AfD,
der auch den Grad der Zersplitterung des bürgerlichen Lagers markierte. Die ach so stabile Große
Koalition unter Merkel fing an zu kriseln.

Verschärft wurde die Situation mit der Präsidentschaft Trumps und der Wende zum Unilateralismus
einerseits und dem Aufstieg Chinas zur zweitgrößten und -wichtigsten imperialistischen Macht. Der
Kampf um die Neuaufteilung der Welt verschärfte sich. Die EU fiel aufgrund eigener Widersprüche,
wie sie am deutlichsten im Brexit zum Ausdruck kamen, zurück. Sie scheint hilflos zwischen USA
und China zu dümpeln. Die Coronapandemie warf sie noch weiter zurück und zeigte auf, wie weit sie
davon entfernt ist, den USA und China auf gleicher Augenhöhe zu begegnen.

So ist die Richtung des deutschen Imperialismus in den letzten 16 Jahren immer unklarer geworden.
Die deutsche Bourgeoisie (und die EU selbst) befinden sich in einer strategischen Krise, Hin und her
gerissen zwischen der Frage einer transatlantischen oder stärker eigenständigen imperialistischen
Ausrichtung, zwischen Konjunktur- und Investitionsprogrammen zur Neuaufstellung des deutschen
und europäischen Kapitals einerseits und zwischen Neoliberalismus und Austeritätspolitik
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andererseits.

Merkels Lavieren zwischen unterschiedlichen AkteurInnen ist mit Zunahme der Krise und des
Rechtsrucks, vor allem aber auch dem Aufstieg Chinas und der Neuausrichtung der USA nicht nur
schwieriger, sondern vor allem immer aussichtsloser geworden.

Die Aufgabe einer neuen Regierung wäre vom Standpunkt des deutschen Gesamtkapitals, nicht nur
dafür zu sorgen, dass die Vormachtstellung innerhalb der EU erhalten bleibt und kein weiterer
Mitgliedsstaat aus der Reihe tanzt. Es geht auch darum, die EU selbst zu einem Block zu formieren,
der im Kampf um die Neuordnung der Welt mitspielen kann. Dazu bedarf es aber eines Plans und
einer Strategie, wie man mit dem aufstrebenden chinesischen Imperialismus und dem verbündeten
Rivalen USA umgehen möchte. Und es braucht auch eine Lösung der Führungsfrage, also der
strategischen Ausrichtung innerhalb Deutschlands und der EU. Über eine solche verfügt die
herrschende Klasse nicht – und wird ohne innere Friktionen und Kämpfe auch in der nächsten
Periode, egal ob unter einer Ampel oder Jamaika nur schwer herzustellen sein. Umgekehrt wird jede
Regierung von der herrschenden Klasse genau daran gemessen werden.

Zersplitterung des bürgerlichen Lagers

Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers und die Krise der CDU/CSU sind Ausdruck dieser
strategischen Paralyse und Unklarheit, die von Merkel noch notdürftig überdeckt wurde.

Anfangs dachte man innerhalb der Union noch, dass selbst Laschets Schlaftablettenauftritte gegen
Scholz Bestand hätten, nachdem man bei den Grünen Baerbock das Fell über die Ohren gezogen
hatte. Das allein hilft aber nicht. Ein Ministerpräsident, der nicht den Eindruck erwecken kann, dass
er sich in seinem eigenen Bundesland gut um eine Flutkatastrophe kümmert, ist als Kanzlerkandidat
wenig vertrauenerweckend. Auch bei der Bekämpfung der Coronapandemie konnte er wenig
glänzen. Als Befürworter der schnellen Öffnungen schoss er in der Ministerpräsidentensitzung
gegen die eigene Regierung, wurde aber in seiner Autorität und Weisheit von der 2. Welle überrollt.

Hinzu kommt, dass er die inneren Probleme der Union nach außen hin nicht ausgleichen konnte.
Schließlich ist er nicht allein für das historisch schlechteste Ergebnis der Union von 24,1 % 
verantwortlich. Der Streit innerhalb der Union fing schon früher an.

Merkel selbst wurde zum frühen Rückzug vom Parteivorsitz gezwungen, ihre Wunschnachfolgerin
Kramp-Karrenbauer demontiert. Damit war der Diadochenkampf eröffnet. Merz, Laschet und Spahn
kandidierten für den Parteivorsitz – und der Kandidat des Establishments, Laschet, gewann knapp.
Doch damit war die Unzufriedenheit, die sich zusammengebraut hatte, nicht beseitigt. Auch nicht,
als sich Laschet gegen Söder in der Kanzlerfrage durchsetzte.

Je länger der Wahlkampf dauerte, desto deutlicher wurde: Laschet hätte es lassen sollen. Weder
Bevölkerung noch eigene Partei konnten vom Kandidaten überzeugt werden.

Wie so oft in der Geschichte wirkte eine Kette von zufälligen, nebensächlichen Pannen als
Katalysator, um eine sich längst vorbereitende Krise offen hervortreten zu lassen, den
Zersetzungsprozess der politischen Hauptpartei der deutschen Bourgeoisie.

So kam es dazu, dass die SPD bei diesen Bundestagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-
Anhalt und Hessen an der CDU vorbeizog und über 1,5 Millionen Stimmen von den Unionsparteien
einsackte. Diese Wahlniederlage wird die Risse innerhalb der Union weiter vergrößern. Nachdem
sich am Wahlabend noch große Teile des Parteiestablishments hinter Laschet gestellt hatten,
werden die Rücktrittsforderungen, der Ruf nach Aufarbeitung der katastrophalen Niederlage und



Neuausrichtung der Partei lauter. Je mehr sich diese Gegensätze zu regelrechten innerparteilichen
Gräben vertiefen, desto schwerer wird es, dass CDU/CSU eine Regierung mit Grünen und FDP
zustande kriegen, selbst wenn es nicht nur bei den Liberalen viele gibt, die für eine solche Koalition
eintreten. Doch eine solche Regierung wäre wahrscheinlich so instabil wie die Unionsfraktion und
Laschet traut wohl kaum jemand zu, die inneren Gegensätze wirklich überbrücken zu können.
Umgekehrt wäre eine solche schwarz-grün-gelbe Regierung (Jamaika) nicht nur ein deutliches
Signal für einen aggressiveren Kurs zur ökonomischen Neuformierung der EU unter deutscher
Führung, sondern auch zu einem aggressiveren inneren, wenn es darum geht, die Kosten der
Pandemie und der Wirtschaftskrise auf die arbeitende Bevölkerung abzuwälzen.

FDP als eine Königsmacherin

Sonnig sieht’s hingegen bei den Liberalen aus. Die FDP hat mit 11,5  % eines ihrer historisch besten
Ergebnisse eingefahren mit einem Imagewahlkampf, bei dem nur noch das Gesicht von Christian
Lindner auf der Freiheitsstatue gefehlt hat. Profitieren konnte sie vom Schwächeln der Union und
gewann rund 1.320.000 Stimmen von dieser, da sie während der Pandemie als „besonnene“
Vertretung der CoronskeptikerInnen und „FreiheitskämpferInnen“ aus dem Kleinunternehmertum
auftreten konnte. Auch unter NichtwählerInnen mobilisierte sie 400.000 Stimmen und unter den
ErstwählerInnen wurde sie mit 400.000 Stimmen zweitstärkste Kraft. Die Hochburg der
Zweitstimmen stellt dabei Baden-Württemberg dar.

Dass sich die FDP, die 2017 gerade mal so den Sprung in den Bundestag schaffte, erneut
aufgerappelt hat, stellt eine Kehrseite der Krise der Unionsparteien dar. Die FPD erscheint nicht nur
der jungen Generation als glaubwürdigere Vertreterin des freien Marktes und individueller
bürgerlicher Freiheit. Für die Regierungsbildung wird sie gemeinsam mit den Grünen eine
entscheidende Rolle spielen als Blockade aller weitergehenden sozialen Forderungen und jeder
Umverteilung und auf weitere Deregulierung und Angriffe auf die Lohnabhängigen drängen.

Die Grünen und das Klima

Es hätte so gut werden können für die Grünen. Obwohl sie ihr historisches bestes Ergebnis
einfuhren, erscheinen sie fast wie kleine VerliererInnen. Während sie sich Anfang des Jahres im
Höhenflug bei 30 % befanden, landeten sie schließlich bei 14,8 %. Sicherlich, dass Annalena neben
Armin und Olaf so schlecht weggekommen ist, hat viel mit Sexismus zu tun. Als entscheidende
Erklärung für den Sturzflug ist das jedoch zu kurz gegriffen.

Der wohl wichtigste Grund, warum die Grünen „nur“ drittstärkste Partei wurden, liegt darin, dass
sich von ihrem Programm wichtige Teile der Bevölkerung nicht ansprechen lassen. Das zeigten auch
die vergangenen Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt. Die Erhöhung des Benzinpreises oder eine CO2-
Steuer für Individuen werden bei der Mehrheit der Bevölkerung nicht dadurch ausgeglichen, dass es
fürs trendige Lastenrad einen Zuschuss geben soll.

Die Abwälzung der Kosten der Klimakrise auf die Einzelnen macht die Grünen für einen Teil der
Bevölkerung nicht besonders attraktiv. Es ist daher kein Wunder, dass sie vor allem bei
einkommensstärkeren Lohnabhängigen und Mittelschichten punkten konnten. Trotzdem: Rund
460.000 NeuwählerInnen, 510.000 NichtwählerInnen konnten mobilisiert werden, insgesamt rund
eine Millionen Menschen wechselten von CDU und SPD zu den Grünen. Hinzu kommt, dass
mittlerweile auch sie einen Teil des Kapitals (nicht nur aus dem Ökobereich) zu ihren
UnterstützerInnen zählen können.

So werden die Grünen – wie die FDP – bei der Regierungsbildung eine wichtige Rolle als
KönigsmacherInnen spielen. Während die Liberalen grundsätzlich eine unionsgeführte Koalition



vorziehen, sind die Grünen in dieser Frage gespalten, ja neigen eher der SPD zu, die ebenfalls für
einen Green Deal in Europa und Deutschland eintritt. Der FDP würde dabei die Rolle zufallen, dafür
zu sorgen, dass er die Bourgeoisie und sog. LeistungsträgerInnen nichts kostet.

Der rechte Rand

Bevor wir zum Wahlsieger SPD und zur Linkspartei kommen, noch kurz zum rechten Rand des
bürgerlichen Spektrums. Zum zweiten Mal zieht die AfD in den Bundestag ein. Zwar hat diese an
Stimmen verloren, sich insgesamt aber konsolidieren können. Die meisten Stimmenverluste machten
die NichtwählerInnen aus (rund 810.000) aus. Dies war sicherlich innerparteilichen Streitigkeiten
geschuldet. Die weiteren größeren Verluste an SPD (260.000) und FDP (210.000) dürften wohl
darauf zurückzuführen sein, dass diesen WählerInnen die Regierungsfrage wichtiger war als die
„Treue“ zum Rechtspopulismus.

Dennoch: Die knappen 10,3 % für die RechtspopulistInnen zeugen wohl kaum vom von den
Konservativen beschworenen Linksruck. Vielmehr weisen sie darauf hin, dass gerade die
abgehängten Schichten der ArbeiterInnenklasse keine wirkliche Alternative geboten bekommen.
Von den Protesten der CoronaleugnerInnen konnte sie jedoch kaum profitieren. Der Verlust der
Linkspartei an die AfD ist zwar geringer ausgefallen als bei den Landtagswahlen der letzten Jahre,
mit 110.000 Stimmen aber auch nicht unerheblich. So ist es auch nicht wenig überraschend, dass
die Hochburg der Partei weiterhin im Osten liegt. In Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern
ist sie nach der SPD in fast allen Wahlkreisen die zweitstärkste Kraft und in Thüringen konnte sie
gleich mehrere Direktmandate gewinnen, in Sachsen fast alle.

Anders als 2017 stimmten die meisten AfD-WählerInnen wegen ihres Programms, also aus
Überzeugung für diese Partei – wegen ihres völkischen Rassismus, nicht trotz dessen. Dies bedeutet,
dass sich eine radikale, reaktionäre kleinbürgerliche Kraft konsolidiert, die bei einer Zuspitzung der
Klassenkämpfe und einem Auseinanderfallen der EU als Reserve für das deutsche Kapital und auch
Regierungsbildungen zur Verfügung steht.

Totgeglaubte leben länger – die SPD

Wie oben bereits geschrieben: Kaum eine/r hätte vor einem Jahr geglaubt, dass die SPD über die
20 %-Marke kommt, noch weniger, dass jemand mit dem Charisma eines Olaf Scholz den Karren aus
der drohenden Bedeutungslosigkeit ziehen kann. Das Image war ja schließlich schon mehr als
ramponiert.

Über 100 Jahre Klassenverrat fallen bei dem aktuellen Bewusstseinsstand leider nicht so ins
Gewicht, wie man es sich wünschen würde. Vielmehr sind es die Streitigkeiten von Esken & Co.
sowie die Zugeständnisse innerhalb der Großen Koalition gewesen, die der SPD lange zu schaffen
machten. Im Wahlkampf selber wurde sich lange nur auf Laschet und Baerbock konzentriert. Es
wirkte fast, als ob es den SPD-Kandidaten nicht gäbe. Aber wenn sich zwei streiten, freut sich der
Dritte und auch deshalb konnte Olaf an den beiden vorbeiziehen. Brechmittelskandal,
Verstrickungen in die Wirecard-Affäre und der Prügeleinsatz zu G20 in Hamburg: alles perlte an ihm
ab.

Aber warum? Während Baerbock sich auf die Klimakatastrophe fokussierte und Laschet in jedes
Fettnäpfchen trat, das er finden konnte, hat Scholz es geschafft, am ehesten was von jener Stabilität
zu verkörpern, die man Merkel zugesprochen hatte. Entscheidend ist aber, dass sich der SPD-
Kandidat bei den Lohnabhängigen glaubwürdiger als seine Konkurrenz als Kandidat des sozialen
Ausgleichs präsentieren konnte.



Rund 44 % der SPD-WählerInnen gaben an, dass soziale Gerechtigkeit eine maßgebliche Rolle bei
ihrer Entscheidung spielte. Ebenso konnte die SPD den mit Abstand größten Zuspruch bei 
GewerkschafterInnen verzeichnen, lt. Erhebungen des DGB 33,1 %, also fast 8 % mehr als im
Bevölkerungsdurchschnitt.

Die Sicherung der Arbeitsplätze, eine Erhöhung des Mindestlohns auf 12 Euro, eine sichere Rente
und eine stärkere Besteuerung der Reichen waren Versprechungen, die sich im Zuge der Pandemie
gut anhören. Dass Scholz dabei glaubwürdiger wirkte als seine Konkurrenz, spiegelt letztlich auch
das historische Erbe der Sozialdemokratie, ihre organische Verankerung in der ArbeiterInnenklasse
als bürgerliche ArbeiterInnenpartei wider. Sicherlich versprechen sich die meisten WählerInnen
keine Großtaten von der SPD, wohl aber, dass eine von Scholz geführte Regierung mehr Schutz vor
den kommenden Umstrukturierungen, mehr soziale Abfederung beim ökologischen Wandel bringt
als ein von Laschet geführtes Kabinett.

Sollte die SPD die nächste Regierung anführen, werden selbst diese Hoffnungen extrem auf die
Probe gestellt werden. Allein die Erhöhung des Hartz-IV-Satzes um gerade 3,- Euro unter der
Großen Koalition zeigt, wie wenig der Sozialdemokratie die Ärmsten der Armen im Zweifelsfall
bedeuten. In jedem Fall ist aber klar, dass die ohnedies schon wackelige Bindung zwischen SPD und
organisierten Lohnabhängigen in der kommenden Periode weiter auf den Prüfstand geraten wird –
und dies müssen wir vorantreiben.

Schlaftablette Linkspartei

4,9 %! Es tut fast weh, das Ergebnis laut vorzulesen. Durch die 3 Direktmandate kann sich die
Linkspartei gerade noch 39 Plätze im Parlament sichern. Dennoch ist es mehr als bedrückend, es ist
desaströs. Zwar hat DIE LINKE an sich das beste Klimaprogramm, verglichen mit den anderen
Parteien, doch hat sie im gesamten Wahlkampf Chancen verpasst und war kaum sichtbar. Dies hat
mehrere Gründe. Der andauernde Richtungsstreit lähmt sie, der unklare Ausgang in der Debatte um
Sarha Wagenknecht führt dazu, dass weder deren Fans noch die antirassistischen AktivistInnen
zufriedengestellt werden konnten. Dieses Vakuum der Nicht-Entscheidung welchen Kurs man
einschlagen will, rächt sich. Auch in der Frage der Regierungsbeteiligung. Durch das
Sofortprogramm, was nach Mitregieren lechzte, hat die Linkspartei sich selber geschadet. Denn
weder seitens der SPD und schon gar nicht von den Grünen wurden sie als ernsthafte
Koalitionspartnerin beachtet. So wurde also auf das rot-rot-grüne Gespenst gesetzt und vor lauter
Kuschelkurs vergessen, sich abzugrenzen. Das sieht man auch an den Zahlen: Die größte
WählerInnenwanderschaft gab es zur SPD mit 640.000 Stimmen, es folgen die Grünen mit 480.000.
Mehr als 1 Millionen Stimmen sind also verloren gegangen, weil WählerInnen geglaubt haben, der
Unterschied zur SPD sei nicht zu groß, und um Laschet zu verhindern, müsse man jetzt eben bei
Scholz den Haken machen. Das macht deutlich: Gerade, was die soziale Gerechtigkeit angeht, dem
eigentlichen Kernthema der Linkspartei, machen WählerInnen taktisch Zugeständnisse. Ein
indirektes Zeugnis, dass es der Partei an Überzeugung und Abgrenzung mangelt.

Das ist aber auch nachvollziehbar. Wo ist DIE LINKE gewesen, die als Partei sich gegen den
Pflegenotstand während der Pandemie einsetzte? Während andere nur wohlwollend klatschen, hätte
es betriebliche Aktionen und Demonstrationen gebraucht, die sich für eine Aufstockung im
Pflegebereich einsetzen. Auch hätte die Linkspartei gegenüber den Gewerkschaften klare Worte
verlieren müssen: Ein flächendeckender Tarifvertrag in der Pflege und im Handel muss her, gerade
in Zeiten der Krise. Und wo ist DIE LINKE, die Streitgespräche mit den Grünen sucht? Der
kostenlose öffentliche Nahverkehr oder der bundesweite Mietendeckel sind gute Forderungen.
Allerdings gehören die nicht nur auf Plakate gedruckt, sondern müssen mit Nachdruck auch auf die
Straße getragen werden.



Aber nicht nur das. Anstatt sich mit Wagenknechts billigen Polemiken zu beschäftigen, hätte gezeigt
werden müssen: Wir verstehen uns als KämpferInnen der ArbeiterInnenklasse. Und die ist nun mal
multiethnisch und voller „skurriler Minderheiten“. Der Kampf für einen höheren Mindestlohn,
Mindestrente oder bezahlbaren Wohnraum schließt Klimaschutz, LGBTIAQ-Rechte und
Antirassismus nicht aus, sondern ein. Kernproblematik ist aber das Verständnis von Bewegungen,
und wie diese entstehen. Selber versteht sich DIE LINKE als Bewegungspartei. Statt aber Bewegung
zu initiieren, trabt sie einfach nur dem Geschehen hinterher. Und genau das fällt ihr auf die Füße
und führt dazu, dass sich keine neue StammwählerInnenschaft herausbildet, während sich
unterschiedliche Generationen von AktivistInnen innerhalb der Partei um die Richtung streiten.
Einen Haken hat das Ganze jedoch: Würde man tatsächlich Kämpfe führen, Streiks und
Solidaritätsdemos organisieren, führt das natürlich dazu, dass der Druck größer wird und Kräfte wie
die Grünen oder die SPD sich distanzieren. Die Chance mitzuregieren würde in die Ferne rücken.
Dafür würde aber deutlich werden, dass die Linkspartei eine Kraft wäre, die für ihre Forderungen
tatsächlich kämpft. Solange sich die Partei jedoch der vorgeblich besseren Verwaltung des
Kapitalismus verschreibt, wird sie diesen Widerspruch nicht überwinden können, wird sie immer
wieder beim Nachtrab hinter SPD und Grünen landen.

Was kommt auf uns zu?

Auch wenn eine Vielzahl an Regierungskoalitionen denkbar ist, so zeichnen sich im Moment nur
zwei Optionen ab: die Ampel (SPD/FDP/Grüne) und Jamaika (Union/Grüne/FDP). Entscheidend dafür,
welche Regierung es werden wird, sind unmittelbar zwei Faktoren:

a) ob die Unionsparteien ihre inneren Konflikte im Zaum halten können;

b) die Sondierungsgespräche zwischen Grünen und FDP.

In jedem Fall stehen für eine zukünftige Regierung mehrere Baustellen an, um den deutschen
Kapitalismus in der internationalen Konkurrenz aufzustellen. Angesichts der notwendigen
Einbindung der FDP in jede Regierung und aufgrund des Drucks des Kapitals können wir davon
ausgehen, dass folgende Politik zu erwarten ist:

Festhalten an der Schuldenbremse und Sparmaßnahmen im Bundeshaushalt.

Das bedeutet weitere Einsparungen im öffentlichen Dienst, einschließlich weiterer
Privatisierungen und marktwirtschaftlicher Reformen, mögen diese auch mit einem
grünen oder sozialen Sahnehäubchen verkauft werden. Die Krise im Erziehungs- und
Bildungswesen, im Gesundheitssektor wird prolongiert, im Bereich der sozialen
Vorsorge und insbesondere der Renten werden neue Kürzungen als Reformen verkauft
werden.

Prekarisierung, Niedriglohnsektor, Krise auf dem Wohnungsmarkt werden allenfalls
mit einigen kosmetischen Reformen angegangen, im Grunde bleibt die Misere
erhalten.

Abwälzung der Kosten für die Infrastrukturprojekte, ökologische Wende,
Digitalisierung auf die Masse der Lohnabhängigen.

Inflation und Preissteigerungen verringern die Kaufkraft der Massen.

Entlassungen, Kürzungen, Schließungen im Zuge des industriellen Umbaus, die
allenfalls mit SozialpartnerInnenschaft und Sozialplänen begleitet werden.



Erneuter Versuch, die Krise der Europäischen Union zu überwinden. Der Green Deal
der EU-Kommission wird zur gemeinsamen Formel, hinter der sich jedoch
unterschiedliche Ausrichtungen verbergen.

Abschottung der EU gegen Geflüchtete; Schwerpunkt auf Nahost und Afrika als
Interessensphären der EU-Mächte außerhalb ihres eigenen Gebietes.

Aggressivere EU-Außen- und -Militärpolitik (Stichwort: Verantwortung übernehmen).

Massives Aufstocken des Rüstungsetats und Aufrüstung der Bundeswehr sowie
Schritte in Richtung einer EU-Eingreiftruppe (um von den USA unabhängiger agieren
zu können).

Wie schnell diese Angriffe erfolgen, hängt natürlich von der Regierungsbildung wie auch der
konjunkturellen Entwicklung ab. Sicher ist aber: Sie werden kommen. Die
UnternehmerInnenverbände drängen schon jetzt auf eine rasche Regierungsbildung, weil all diese
Projekte vorangebracht werden sollen.

Eine Jamaika-Koalition wäre für dieses Vorhaben natürlich ein Traum. Andererseits hat eine SPD-
geführte Regierung den Vorteil, dass sie besser die Gewerkschaften sozialpartnerschaftlich
einbinden kann.

Was müssen RevolutionärInnen tun?

Wahlen sind bekanntlich auch immer ein Spiegel gesellschaftlicher Verhältnisse. Die Zersplitterung
des bürgerlichen Lagers setzt sich weiter fort und damit auch die Probleme des deutschen
Imperialismus auf Weltebene. Zu klein, um wirklich mitzumischen, zu groß, um gar keine Ansprüche
geltend machen zu wollen, muss es weiter irgendwie versuchen, die Krise der EU zu lösen oder nach
einer alternativen Ausrichtung suchen.

Der Rechtsruck, den es 2016 gegeben hat, ist verfestigt. Nichtsdestotrotz  bleibt der Reformismus
innerhalb der ArbeiterInnenklasse weiterhin präsent, vor allem in Form der SPD, aber auch einer
geschwächten Linkspartei. Welchen Einfluss das auf die Gewerkschaften hat – also ob man im Sinne
der guten Sozialpartnerschaft sowie Standortborniertheit schön weiter alles mitverwaltet oder
versucht, tatsächlich dagegen zu kämpfen, das hängt zum einen an der Frage der
Regierungsbeteiligung der SPD. Zum anderen stellt sich aber auch die, ob es gelingt, eine
klassenkämpferische Bewegung in den Gewerkschaften aufzubauen, deren Ziel es ist, statt selber in
der Bürokratie zu vermodern, diese durch Wähl- und Abwählbarkeit sowie Rechenschaftspflicht zu 
ersetzen und zu kämpfen. Die laufenden Arbeitskämpfe und kommende Tarifrunden können dazu
einen wichtigen Ansatz bieten.

Ebenso braucht es eine Aktionskonferenz aller Organisationen der ArbeiterInnenklasse und linker
Kräfte, um sich für die kommenden Angriffe zu wappnen. Denn klar ist, dass versucht wird, die
Kosten der Krise auf die Lohnabhängigen abzuwälzen. Das Wahlergebnis der Linkspartei zeigt
jedoch, dass man nicht nur auf Angriffe warten darf, sondern sich selber in die Offensive bringen
muss. Der Berliner Volksentscheid zu „Deutsche Wohnen & Co enteignen“ ist der beste Beweis
dafür. Statt zu verharren und zu warten, wer an die Regierung tritt, müssen wir uns organisieren
und diskutieren, wie man diese Initiative bundesweit ausweiten kann. Ebenso wichtig ist die Frage,
wer die politische Führung in den Gewerkschaften innehat, insbesondere wenn es darum geht,
kommende Arbeitskämpfe zu führen. Statt darauf zu hoffen, dass andere gegen Klimawandel oder
soziale Angriffe, gegen Rassismus und Militarismus kämpfen, müssen wir das selber in die Hand
nehmen!


